
schaften oder Reedereien,
die Ausländer nicht ausrei-
chend auf korrekte Papiere
kontrollieren.
Daneben soll das Dubliner

Übereinkommen, nach dem
Asylsuchende, die über einen
"sicheren Drittstaat" nach
Schweden einreisen, kein
Asyl bekommenkönnen, künf-
tig strikter angewendet wer-
den. Die meisten aller Asyl-
suchenden in Schweden kä-
men über solche Staaten,
meint Holmberg, man könne
es ihnen nur meistens nicht
nachweisen.

Schweden holt auf
Das soll jetzt mit Hilfe von

computerisierten Fingerab-
druckdateien geändert wer-
den. Trotz all ihrer Bemühun-
gen, die Zahl der Asylanträge
zu reduzieren, erklärt die So-
zialdemokratin jedoch nach
wie vor, Flüchtlinge solltenin
Schweden auch weiterhin
einen "guten Empfang" und
ein "rechtssicheres Asylver-
fahren" bekommen.
"Grauenhafte Heuchelei"

werfenKritiker Holmbergund
der schwedischen Flücht-
lingspolitik vor. "Die schwe-
dische Asylpolitik ist frem-
denfeindlich geworden",
meint Anita Dorazio von
der "Reichsorganisation der
Flüchtlingsgruppen und Asyl-
suchenden" (FARR) in Stock-
holm. Heuchlerisch sei es,
wennSchwedeninderganzen
Welt von Freiheit, internatio-
naler Solidarität und Men-
schenrechten spreche, aber
gleichzeitig "keine Form fin-
det, sich um eine begrenzte
Gruppe leidender Menschen
zu kümmern, die in unser
Landkommt", schreibenauch
die Schriftsteller Lars-Olof
Franzén, Karl Erik Lagerlöf
und Ronny Svensson im
Svenska Dagbladet.
Kurz zuvor wurde gemel-

det, dass sich zwischen 7.000
und 10.000 Flüchtlinge aus
Angst vor ihrer Abschiebung
illegal in Schweden aufhiel-
ten, darunter etwa tausend
Kinder. Obwohl die Möglich-
keit besteht, auch bei nicht
staatlicher Verfolgung ein
Aufenthaltsrecht zu bekom-
men, etwa nach Naturkata-
strophen oder aufgrund von
Bedrohung wegen einer sexu-
ellenNeigung, werdendieent-
sprechenden Paragraphen so
selten wie möglich angewen-
det underhalteni mmer weni-
ger Asylsuchende ein Bleibe-
recht.
Statistiken sagen zwar,

dass die schwedischen Be-

hörden wesentlich mehr
Flüchtlingen ein Bleiberecht
zubilligen als andere EU-Län-
der. Ende der neunziger Jahre
erhielten zwischen 30 und
50 Prozent der Antragsteller
einen Aufenthaltsstatus, zu-
meist aus humanitären Grün-
den. Die Quotengehenjedoch
seitdem zurück, während
auch in Schweden die Ab-
schiebemaschinerie an Fahrt
gewinnt.
Über die Ursachen dafür,

dass sich Schweden, einst
großzügig bei der Aufnahme
von Flüchtlingen und der In-
tegration von Einwanderern,
ähnlich wie andere euro-
päische Länder i mmer mehr
auf Restriktionen und Ab-
schottung verlegt, gibt es un-
terschiedliche Theorien. Die
Göteborger Wissenschaftle-
rin Elisabeth Abiri meint,
Flüchtlingspolitik werde i m-
mer mehr unter dem Ge-
sichtspunkt der "inneren Si-
cherheit" betrachtet, anstatt
als eine Frage der Achtung
von Menschenrechten, und
dies gelte für ganz Europa.
Der Wissenschaftler Jonas
Widgren, Vorsitzender des
internationalen Instituts für
Einwanderungspolitik ICMPD,
ist davon überzeugt, dass
Schweden wegen der demo-
graphischen Entwicklungen
eigentlich mehr Einwande-
rungbraucht. Dochspeziell in
den "wohlgeordneten nordi-
schen Ländern" hätten vie-
le Menschen Angst davor,
"dassjemandohnePapierei m
Wald auftaucht" und Asyl be-
antragt.
Als einVersäumnis der Poli-

tik sind unter anderemeinige
Aspekte der Flüchtlingsauf-
nahme zu werten. Asylbewer-
ber werden häufigin entlege-
nen Regionen des Landes un-
tergebracht, wodie Arbeitslo-
sigkeit besonders hoch ist
und viele Menschen abwan-
dern. Betroffene Gemeinden
sehen in der Aufnahme von
Asylbewerbern oft die einzige
Möglichkeit, die Einwohner-
zahl zu stabilisieren. Damit
riskieren sie gleichzeitig aber
eine Zunahme von Rassismus
und Fremdenfeindlichkeit in
der örtlichen Bevölkerung.

BerndParusel

SCHWEDEN

Der Norden macht dicht

Dieschwedische
Regierung passt sich
der EU-Festungspolitik

an undvollzieht
eine drastische Wende
in der Flüchtlingspolitik.

Künftig will man
"Wohlfahrtstouristen"

ausden neuen
EU-Staatenfernhalten.

Kaum mehr als zwei Mona-
te sind es noch, dann treten
zehn Länder Mittel- und Süd-
osteuropas der EU bei. Die
Uhr tickt, und da wird Göran
Persson auf einmal nervös.
"Sollen wir als einziges
Land zu den Menschen in
Osteuropa sagen, dass sie
hier willkommen sind, dass
sie nur zehnStundenarbeiten
müssen und dann Zugang zu
unserem Sozialsystem be-
kommen?" fragte der schwe-
dische Ministerpräsident
kürzlichdiePresse. "Da wären
wir naiv."
Perssons sozialdemokra-

tische Regierunghat plötzlich
Angst davor bekommen, dass
Schweden mit dem Tag der
EU-Erweiterungvoneiner Ein-
wanderungswelle aus Polen,
Lettland oder Tschechien er-
fasst werden könnte. Sie
fürchtet, dass wegen des
freien Personenverkehrs in
der EUtausende Habenichtse
auf der Suche nach besse-
ren Lebensbedingungen nach
Schwedenreisenkönnten, um
fortandemSozialstaat auf der
Tasche zu liegen. Um dieser
vermeintlichen Gefahr vorzu-
beugen, plant die Regierung
nun, Arbeitsuchende aus den
Beitrittsländern vom Prinzip
der Freizügigkeit auszuneh-
men. Weitere zwei Jahre lang
sollen sie eine Arbeitserlaub-

nis beantragen müssen, be-
vor sie sichin Schweden nie-
derlassen können. Andern-
falls drohe Schweden eine
Welle von "Wohlfahrtstouris-
mus", meint Persson.

Übergangsregelungen
gegen"Massen-
zuwanderung"
Inden meistenLändernder

EU sind solche Reden schon
längst bekannt. In Deutsch-
land warnte bereits i m April
2000 das MünchenerIfo-Insti-
tut vor einer "Massenzuwan-
derung" aus den neuen Mit-
gliedstaaten und ermahnte
die deutsche Bundesregie-
rung, Sicherungen einzu-
bauen und Einwanderung
strenger zu kontrollieren.
Wenige Monate später setz-
te es die deutsche EU-Dele-
gation zusammen mit Öster-
reich in Beitrittsverhandlun-
gen mit den Kandidatenlän-
derndurch, dass diealtenEU-
Staaten Übergangsregeln er-
lassen können, mit denen
auswanderungswillige Men-
schen im Osten für maximal
sieben Jahre von den west-
europäischen Arbeitsmärk-
ten und Sozialsystemenfern-
gehalten werden können. In-
zwischen haben alle Länder
der EU außer Schweden,

Großbritannien und Irland
solche Beschränkungen ein-
geführt.
Persson gehörte bis vor

kurzem zu den wenigen, die
erklärten, die Bewegungsfrei-
heit der Menschen müsse
vom ersten Tag an auch
für diejenigengelten, die neu
in die EU kommen. Schwe-
dens alternde Gesellschaft
sei außerdem auf Einwande-
rungangewiesen. Nunhat der
Ministerpräsident eine Kehrt-
wende vollzogen, und Schwe-
den erlebt seitdem intensi-
ve Debatten über den Um-
gang mit Einwanderern, aber
auch mit Asylsuchendenund
Flüchtlingen.
Oppositionspolitiker kriti-

sierten, Persson rede wie die
Rechtsextremen. Birgitta
Carlsson von der Zentrums-
partei sagte amvergangenen
Mittwoch i m Stockholmer
Reichstag, Schweden sei da-
bei, demBeispiel der rechten
RegierunginDänemarkzufol-
gen, eine härtere Flüchtlings-
politik einzuschlagen und
fremdenfeindlichen Kräften
Auftrieb zu verschaffen. In
der Presse häufen sich der-
weil Meldungen über die Dis-
kri minierung von Einwande-
rern bei der Arbeitsvermitt-
lung; Schriftsteller, Wissen-
schaftler und Solidaritäts-
gruppen beklagen auf den
Debattenseitender Zeitungen
eine "moralische Krise" der
Asylpolitik.
Schweden scheint nicht

erst wie sein Nachbarland
Dänemark eine rechte Regie-
rungzu brauchen, umdie Be-
dingungen für Flüchtlinge
und Asylbewerber zu ver-
schlechtern. Es ist die sozial-
demokratische Migrationsmi-
nisterinBarbro Holmberg, die
gegenwärtig für eine Verkür-
zung und Beschleunigung der
Asylverfahren wirbt und zu
diesemZweck unter anderem
das Recht abschaffen will,
nach einemerfolglosen Asyl-
gesucheinen neuen"Folgean-
trag" zustellen.
Angesichts der Tatsache,

dass etwa 90 Prozent aller
Asylantragsteller ohne gül-
tigen Ausweis nach Schwe-
den kommen, setzt Holmberg
außerdem auf höhere Stra-
fen für Beförderungsunter-
nehmen, etwa Fluggesell-
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BerndParusel istfreier

Journalist undlebt
in Stockholm.

Will nicht "naiv" sein: Premierminister GöranPerrson(links)hier mit EU-Kommissionspräsident
RomanoProdi. (Foto: EU)

MINISTERE DE
L'ENVIRONNEMENT
ADMINISTRATION DE
L'ENVIRONNEMENT

VACANCE DE POSTE
L'Administration de l'Envi-
ronnement se propose d'en-
gager pourle serviceréseaux
de mesures de la qualité de
l'air de la division Air/Bruit
un(e) employé(e)-universitai-
re (m/f) à tâche complète et
ceci pour remplacer un
congé de maternité allantjus-
qu'au12.07.2004.

Un diplôme en physique ou
en physico-chi mie de l'atmo-
sphère, une très bonne con-
naissance de traitement de
données ainsi qu'un manie-
ment aisé de banques de don-
nées constituent des avanta-
ges.
Sont admis(es) à concourir
les candidat(e)s de nationa-
litéluxembourgeoise qui déti-
ennent:
1)le diplôme defind'études
secondairesluxembour-
geois oudefind'études se-
condairestechniques
luxembourgeois ouuncer-

tificat d'étudesreconnu
équivalent parle Ministre
del'Education Nationale,
ainsi que:

2) undiplôme d'études
supérieures correspondant
àlaspécificationrequise
délivré par une université
ouuneécole d'enseigne-
menttechniquesupérieur à
caractère universitaire,
après uncycle d'études uni-
queet complet sur place
d'une durée de4années au
moins.

Ce diplôme devra êtreinscrit
au registre des diplômes pré-

vu à l'article 1er de la loi du
17 juin 1963 ayant pour objet
de protéger les titres d'en-
seignement supérieur.
Les demandes accompagnées
des copies des diplômes et
d'un curriculum vitae sont à
adresser à l'Administration
de l'Environnement, Division
Air/Bruit, 16, rue Eugène Rup-
pert, L-2453 Luxembourg
pour le 5 mars 2004 au plus
tard. Pour tous renseigne-
ments supplémentaires, les
personnes intéressées sont
priées de contacter la Divi-
sion Air/Bruit de l'Admini-

stration de l'Environnement
au numéro de téléphone 40
56 56- 545.

LE GOUVERNEMENTDU
GRAN-DUCHE DE
LUXEMBOURG
SERVICEINFORMATION
ETPRESSE
Nouvelleadresse duSIP:
Par la présente il est porté à
la connaissance des intéres-
sés, qu'à partir du 1er mars
2004, les bureaux du Service

Informationet Presse du Gou-
vernement se trouvent à
l'adressesuivante:
Les numéros detéléphoneet
defaxrestentinchangés.
ServiceInformationet Presse
du Gouvernement
33, boulevard Roosevelt
L-2450 Luxembourg
Téléphone: (+352) 47821 81
Fax: (+352) 47 02 85
GSM: (+352) 021 13 11 11
E-mail: info@sip.etat.lu/
infopresse@sip.etat.lu
Internet:
www.gouvernement.lu
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